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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ 


„Neuen Photographiſchen Geſellſchaft“ 
gnädigſt geruht, 


Arthur Schwarz in Groß Lichterfelde 


den bisherigen Oberlehrer Auguſt Lindner | den Charakter als Kommerzienrat 
in Siegen, früher in Görlitz, zum Fach— | ſowie x eo 

ſchuldirektor dem Kaufmann und Fuhrhaltereibeſitzer 

zu ernennen, Emil Zadek in Breslau den Charakter 


8 K iſſions 
dem Maſchinenbauſchuldirektor, Gewerbe⸗ 75 u 
ſchulrat Friedrich Wilhelm Romberg zu verleihen. 


5 Cöln wi Charakter als Geheimer Denn Fachſchuldirertor 
1 | Stelle des Direktors der Fachſchule für die 


dem Kaufmann Karl Cohn in Wilmers- Eiſen⸗ Er : = meter Landes 
dorf bei Berlin, dem Direktor der 1 wertes 1 


„Berliniſchen Bodengeſellſchaft“ Georg 
Haberland in Berlin, dem Direktor 
der Firma „Held & Francke Aktien⸗ Dem Lehrer Walter Wolfrom an der 
geſellſchaft“ Otto Held in Charlotten- höheren Maſchinenbauſchule in Magdeburg 
burg und dem Generaldirektor der iſt der Charakter Profeſſor verliehen worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Sicherheitsleiſtungen für den Staat. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 18. November 1907. 


Die hierunter abgedruckten Erlaſſe des Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 
8. und 27. Juli d. Is., nach welchen die von der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe 


na, e 
nb 
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ausgeſtellten Hinterlegungsſcheine über verpfändungsfähige Papiere ſowie die von der Zentral⸗ 
genoſſenſchaftskaſſe ausgeſtellten Akzepte zur Sicherung fiskaliſcher Forderungen aus Merz 
trägen uſw. zuzulaſſen ſind, ſind auch für den Bereich der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung 
zu beachten. 

Im Auftrage. 
IIa 4284. von der Hagen. 


An die der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Anlage J. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Berlin W. 66, den 8. Juli 1907. 

Bei der Vergebung von Leiſtungen und Lieferungen ſind die von der Preußiſchen 
Zentralgenoſſenſchaftskaſſe ausgeſtellten Hinterlegungsſcheine über verpfändungsfähige Papiere 
zur Pfandbeſtellung in gleicher Weiſe zuzulaſſen, wie es in Abſchnitt IV Nr. 2 der allge⸗ 
meinen Beſtimmungen vom 23. Dezember 1905 ſowie in $ 26 bezw. 17 der zugehörigen 
allgemeinen Vertragsbedingungen hinſichtlich der Depotſcheine der Reichsbank oder der 
Königlichen Seehandlung (Preuß. Staatsbank) vorgeſchrieben iſt. 

Außerdem ſind die von der Zentralgenoſſenſchaftskaſſe ausgeſtellten Akzepte als aus⸗ 
reichende Sicherheit für die Erfüllung von Lieferungs-, Werkverdingungs⸗ und ähnlichen 
Verträgen anzuſehen. 

Im Auftrage. 
III 1155/ V. 12 159. (gez.) Hinckeldeyn. 


Anlage II. 
Berlin, den 27. Juli 1907. 

Der Erlaß vom 9. Oktober 1904 (E. V. Bl. S. 333) wird dahin erweitert, daß auch 
die von der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe ausgeſtellten Hinterlegungsſcheine über 
verpfändungsfähige Papiere ſowie ihre Akzepte zur Sicherung fiskaliſcher Forderungen aus 
Verträgen uſw. zuzulaſſen ſind. 

Die Abſätze 5 und 8 in $ 26 der „allgemeinen Vertragsbedingungen über die Aus⸗ 
führung von Staatsbauten“ und in § 17 der „allgemeinen Vertragsbedingungen über die 
Ausführung von Leiſtungen und Lieferungen“ (E. V. Bl. 1899, S. 433, 443) lauten für 


die Folge: 

2: „G.) Zum Pfande können beſtellt werden entweder Forderungen, die in 
das Reichsſchuldbuch oder in das Staatsſchuldbuch eines Bundesſtaats eingetragen 
ſind, oder bares Geld, Wertpapiere, Depotſcheine der Reichsbank, der Königlichen 

Seehandlung (Preußiſche Staatsbank) oder der Preußiſchen Zentral-Genoſſen⸗ 
ſchaftskaſſe, Sparkaſſenbücher oder Wechſel. 

(8.) Depotſcheine der Reichsbank, der Königlichen Seehandlung (Preußiſche 
Staatsbank) oder der Preußiſchen Zentral⸗Genoſſenſchaftskaſſe über hinterlegte 
verpfändungsfähige (vergleiche zu 7) Wertpapiere werden angenommen, wenn 
gleichzeitig eine Verpfändungsurkunde des Unternehmers und eine Aushändigungs⸗ 
beſcheinigung der Reichsbank oder der Königlichen Seehandlung (Preußiſche 
Staatsbank) oder der Preußiſchen Zentral-Genoſſenſchaftskaſſe nach Anordnung 
der Verwaltung überreicht wird.“ 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


In Vertretung. 
V. D. 12 159 TI. Ang. (gez.) Fleck. 


Betr. Verrechnung der Koſten für Heizerkurſe. 
Der Minifter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 26. November 1907. 
Die Koſten der Errichtung, Unterhaltung und Förderung von Heizer- und Majchinijten- 
kurſen und zu Beihilfen an Dampfkeſſelüberwachungsvereine für die Einſtellung von Lehr⸗ 
heizern, die bisher bei den einmaligen und außerordentlichen Ausgaben ausgebracht waren, 
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find vom Etatsjahre 1907 ab auf die dauernden Ausgaben übernommen worden. Es ſind 
daher von dieſem Zeitpunkt ab, wie auch in den Kaſſenetats von der Handels- und 
Gewerbeverwaltung bezw. in den Deklarationen zu denſelben zum Ausdruck gebracht iſt, 
unter beſonderem Abſchnitte zu verrechnen: 
a) die ſächlichen Koſten der Wanderkurſe für Heizer und Maſchiniſten (Bekannt⸗ 
machungskoſten uſw.) bei Kap. 68 Tit. 11 und 
b) die Koſten zur Förderung des Heizerunterrichts und zu Beihilfen an Dampf⸗ 
a a für die Einſtellung von Lehrheizern bei Kap. 69 
1 

Sie wollen die beteiligten Kaſſen- und Rechnungsbeamten auf diefe Fondsveränderuugen 
ee hinweiſen und veranlaſſen, daß etwaige falſche Verrechnungen ſofort berichtigt 
werden. 

In der Überſicht, welche nach den Erlaſſen vom 23. April 1887 — 5031 — und 
vom 22. Februar 1900 — A 4774 — über den Fonds Kap. 69 Tit. 13 getrennt nach den 
verſchiedenen Verwendungszwecken aufzuſtellen iſt, ſind nunmehr auch die oben unter b 
bezeichneten Koſten unter einem beſonderen Abſchnitte nachzuweiſen. 

In Vertretung. 
IIa 4661. Dr. Richter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Dirigenten der Miniſterial-, Militär⸗ 
und Baukommiiſſion. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Warenhausſteuer. 


Betr. Entſcheidnugen des Miniſters für Handel und Gewerbe auf Grund des § 6 Abſ. 5 des 
Geſetzes, betreffend die Warenhansftener, vom 18. Juli 1900 (GS. S. 294). 
IIb 10 466. Entſcheidung vom 19. November 1907. m „. 
Handtäſchchen aus Pelz und Handtäſchchen aus Leder, welche mit Stickereien garniert 7 A 
find, dürfen Herkommen gemäß neben Waren der Gruppe B des $ 6 des Geſetzes ge- 70 7 
führt werden. AL. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes. 
Dem früheren Schiffer auf großer Fahrt Eduard Georg Max Butz iſt die ihm durch 
die Entſcheidung des Kaiſerlichen Ober⸗Seeamts vom 16. Mai 1905 entzogene Befugnis 
zur Ausübung des Schiffergewerbes wieder eingeräumt worden. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Vorſchläge zur Beſtellung gerichtlicher Sachverſtändigen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 20. November 1907. 

Aus den Kreiſen der Induſtrie ſind in immer ſtärkerem Maße Klagen darüber laut 
geworden, daß in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und Strafſachen aus dem Gebiete des 
gewerblichen Rechtsſchutzes die Gerichte und Staatsanwaltſchaften keinen genügenden Über⸗ 
blick über den Kreis derjenigen Perſonen hätten, welche als Sachverſtändige zur Begut⸗ 
achtung techniſcher Fragen vernommen werden könnten. Die bei den einzelnen Gerichten 
geführten Liſten der gerichtlichen Sachverſtändigen können hier nicht genügen, weil ſie regel⸗ 
mäßig nur ſolche Sachverſtändige aufführen, die in dem Bezirke des Gerichts wohnhaft 
ſind, es aber nicht möglich iſt, für jeden einzelnen Gerichtsbezirk Sachverſtändige für alle 
hier in Betracht kommenden Gebiete der Technik und Induſtrie, für welche eine beſondere 
Spezialkenntnis unerläßlich iſt, als gerichtliche Sachverſtändige zu beſtellen. . 

Eine den Bedürfniſſen des gewerblichen Lebens entſprechende Rechtſprechung ſetzt aber 
voraus, daß den Gerichten und Staatsanwaltſchaften ſtets die jeweils geeignetſten, er⸗ 
fahrenſten und zuverläſſigſten Sachverſtändigen zu Gebote ſtehen. 
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Ich muß daher beſonderen Wert darauf legen, daß die zu meinem Reſſort gehörigen 
Fachbehörden den Gerichten und Staatsanwaltſchaften bei der Auswahl geeigneter Sach: 
verſtändigen die weiteſtgehende Unterſtützung gewähren. Bei der Erledigung der ergehenden 
Anfragen iſt gleichzeitig auf möglichſte Beſchleunigung Bedacht zu nehmen. 


IIa 4186. 1 10 017. IV 11211. Delbrück. 
An die Königliche Techniſche Deputation für Gewerbe, das Königliche Landesgewerbeamt, 


die Königliche Geologiſche Landesanſtalt, die beiden Königlichen Bergakademien und 
die Königlichen Oberbergämter. 


I . — 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Betr. polizeiliche Anforderungen an Wareu⸗ und Geſchäftshänſer. 
Die Miniſter der öffentlichen Arbeiten, für Handel und Gewerbe ſowie des Innern 
7 


haben durch Erlaß vom 2. November 1907 die nachſtehenden Sonderanforderungen an 
Warenhäuſer und ähnliche Geſchäftshäuſer erlaſſen: 


Bonderanforderungen 


an Warenhäuſer und an ſolche anderen Geſchäftshäuſer, in welchen größere 
Mengen brennbarer Stoffe feilgehalten werden. 


Vom 2. November 1907. 


Die nachſtehenden Beſtinmungen gelten für Gebäude, in denen in mehr Geſchoſſen 
als im Erdgeſchoß und in dem darüber liegenden Stockwerke größere Mengen brennbarer 
Stoffe feilgehalten werden. Sogenannte Engros⸗ (Muſterlager⸗) Geſchäfte find als Waren 
häuſer uſw. im Sinne dieſer Beſtimmungen nicht anzuſehen. 

An ſolche Waren- und Geſchäftshäuſer ſind unbeſchadet der allgemeinen örtlichen bau⸗ 
polizeilichen Vorſchriften polizeilicherſeits folgende Sonderanforderungen zu ſtellen. 


I. Kellergeſchoß. 


1. Das Kellergeſchoß iſt vom Erdgeſchoß und deſſen Schaufenſtern feuerfeit') ab⸗ 
zutrennen. Offnungen zwiſchen beiden Geſchoſſen für Treppen und Warenaufzüge zur aus⸗ 
ſchließlichen Verbindung dieſer Geſchoſſe ſind mit der Maßgabe geſtattet, daß ſie nach beiden 
Geſchoſſen hin durch feuerfeſte Wände mit feuerſicheren?) Türen abzuſchließen ſind. Nach 


) Als feuerfeſte Konſtruktionen gelten zurzeit neben den maſſiven: 

a) Decken aus unverbreunlichen Bauſtoffen, wozu auch Köhnenſche Vontenplatten, Kleineſche Decken 
und ähnliche Konſtruktionen zu rechnen ſind; 

Wände aus Beton oder Kalkmörtel, ohne Eiſeneinlagen hergeſtellte ſugenloſe Wande, Monier— 
wände, Streckmetallwände u. dergl. 

Decken und Wände, deren Eiſeuteile nicht glutſicher (0. Anmerk. 3) umhüllt ſind, gelten nicht als 
feuerfeſt. Siehe auch Aumerk. 2 vorletzten Abſatz. 

2) Als feuerſicher gelten zurzeit außer den oben angegebenen folgende Konſtrukttonen: 

») Decken: ausgeſtakte, mit unverbreunlichen Vauſtoffen ausgefüllte und unterhalb durchweg mitt Kall⸗ 
oder Zementmörtel verputzte oder mit einer in gleichem Maße feuerſicheren Bekleidung verſehene 
Holzbalkendecken, ferner ſolche Decken, die zwar aus unverbrennlichen Banſtoffen beſtehen, aber 
nicht umhüllte Eiſenteile aufweiſen. 

b) Wände: beiderſeits verputzte Brett⸗ oder ausgemauerte Fachwerkwände, Rabitzwände, Drahtziegel— 
wände, Wände aus Asbeſtſchiefer, aus Gips⸗ oder Kunſtſteinplatten u. dergl. — 

Drahtglas, Elektroglas und ähuliche aus Glas hergeſtellte Stoffe durfen im „feuerfeſten“ 
und „feuerſicheren“ Wänden zum Abſchluß von Tür⸗ und Fenſteröffnungen uur daun verwendet 
werden, wenn ihre Größe Yıo der Wandfläche, in der fie angebracht find, nicht uberſttigt. 

) Turex: aus doppelten, 1 mm ſtarken Eiſenblechplatten und mindeſtens 6mm ſtarken Astzeſt, oder 


b 


0 f 3 Korkeingagen hergeſtellke Türen, die ſelbſttätig zufallen, in ö em brette Falzen aus amvperbrewallchem 
11 9951 9.1.99 N 


Bauſtoff ichlagen und dicht ſchließen. 
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Lagerräumen im Keller ſind Offnungen für Treppen aber nur dam zuläſſig, wenn die 
Lagerräume in der Grundfläche nicht größer als 50 qm und von den übrigen Kellerräumen 
durch feuerfeſte Wände ohne Offuungen abgeſchloſſen find. Bis zum Keller hinabreichende 
Schaufenſter find zuläſſig, falls fie gegen die Innenräume des Kellergeſchoſſes feuerfeſt ab⸗ 
geſchloſſen ſind. 

Kellertreppen dürfen nirgends in unmittelbarer Verbindung mit anderen Treppen des 
Gebäudes ſtehen. 

2. Kellergeſchoſſe von mehr als 500 qm Grundfläche ſind durch maſſive Brandmauern 
von wenigſtens 0,5 m Stärke in Abteilungen zu teilen, die in der Regel nicht mehr als 
500 qm Grundfläche haben dürfen. Ausnahmsweiſe darf die Teilung durch andere feuer⸗ 
feſte Wände bewirkt werden. Keller und Kellerabteilungen von mehr als 200 qm Grund⸗ 
fläche müſſen zwei tunlichſt weit von einander anzulegende Zugänge haben, die entweder 
unmittelbar oder durch einen von Brandmauern umgebenen Kellerflur nach nicht überdeckten 
Höfen oder nach der Straße ausmünden. Die nach dieſem Flure führenden Offnungen ſind 
durch Drahtglas oder rauch- und feuerſichere Türen zu ſchließen; die Türflügel müſſen nach 
außen derartig aufſchlagen, daß der Verkehr im Flure und in den Treppenräumen nicht be— 
einträchtigt wird. 

In Kellerabteilungen ſind genügend breite Gänge einzurichten, welche durch die Ab⸗ 
teilung in voller Ausdehnung führen, tunlichſt in gerader Richtung auf die Ausgänge 
münden und ſtets freizuhalten ſind. 

Kellerabteilungen müſſen Vorrichtungen für eine wirkſame Entlüftung, am zweck⸗ 
mäßigſten durch Fenſter, erhalten. 

3. Maſchinen⸗ und Heizräume im Keller ſind durch feuerfeſte Wände von den 
übrigen Kellerräumen zu trennen, etwaige Offnungen find rauch- und feuerſicher 
abzuſchließen. 


II. Viertes Stockwerk und Dachgeſchoß. 


4. Wohnräume im vierten Stockwerk und im Dachgeſchoſſe ſind verboten. 

5. Das Dachgeſchoß darf keinerlei unmittelbare Verbindung mit den Geſchäfts⸗ 
räumen der unteren Geſchoſſe erhalten. Es iſt von den Treppenhäuſern durch maſſive 
Wände zu trennen; etwaige Offnungen in dieſen Wänden ſind feuer— und rauchſicher ab» 
zuſchließen. 


III. Bauliche Anordnungen. 


6. Eiſerne Konſtruttionsteile (Säulen, Unterzüge, Deckenträger uſw.) find glutſicher!) 
einzuhüllen. Eine Umhüllung der an den Außenflächen der Gebäude gelegenen Teile iſt 
nicht erforderlich. 

7. Decken unmittelbar über Geſchäftsräumen find aus feuerfeſten Bauſtoffen herzu— 
ſtellen. Deckendurchbrechungen zum Zwecke der Vereinigung von Räumen verſchiedener 
Geſchoſſe zu einem einheitlichen Raume ſind nur mit einer Mindeſtgröße von 100 qm zus 
läſſig. Es ſind jedoch Entlüftungsvorrichtungen in der oberen Decke oder deren nächſten 
Nähe einzurichten; dieſe Vorrichtungen müſſen von einer außerhalb der Verkaufsräume ge- 
legenen geſicherten Stelle des Erdgeſchoſſes aus gehandhabt werden können. 

8. Größere Lagerräume müſſen in der Regel feuer- und rauchſicher von den Geſchäfts⸗ 
räumen getrennt ſein. 

9. Über Fenſtern, welche zur Ausſtellung von Waren dienen (Schaufenſter), muß die 
Frontwand in einer Höhe von 1 m feuerfeſt geſchloſſen bleiben; dabei muß der Sturz der 
Schaufenſteröffnung 0,0 m unter den Deckenabſchluß herabreichen. Eine Verminderung 
dieſer Maße iſt zuläſſig, wenn das Schaufenſter gegen den Innenraum feuerſicher abge⸗ 
ſchloſſen wird (vergl. Ziffer 30 Abſ. 2). 

10. In größeren Geſchäftsräumen darf behufs Einſchränkung eines Feuers die An⸗ 
bringung feſter, unverbreunlicher, etwa 1% m von der Decke herabreichender Trennungs- 
ſtreifen an geeigneten Stellen gefordert werden. 

11. Fenſtervorbauten ſind oben feuerſicher abzudecken. 

) Zur glutſicheren Ummantelung von Eiſenkonſtruktionen iind schlechte Wärmeleiter zu verwenden, 


welche geeignet find, die Übertragung hoher Warmegrade anf die Eiſenteile und die Verringerung ihrer 
Tragfähigkeit zu verhindern. 
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Behufs tunlicher Verhütung der Übertragung eines Feuers in obere Wohnungen, 
Arbeitsſtätten oder andere, zur Vereinigung einer größeren Zahl von Menſchen beſtimmte 
Räume find an den Fronten unter den Fenſtern dieſer Räume ſtärker ausladende unver— 
brennliche Geſimſe oder Überdachungen anzubringen. 

Um Unfällen durch Herabfallen großer Scheiben vorzubeugen, ſind die Fenſter der 
oberen Geſchoſſe durch Sproſſen in Felder von höchſtens 2 am Fläche zu teilen oder be⸗ 
ſonders zu ſichern. 


IV. Treppen, Türen und Vorkehrungen zur Entleerung. 

12. Zahl und Lage der Ausgänge von den Verkaufsräumen im Erdgeſchoß ins Freie 
ſind ſo zu bemeſſen, daß von jedem Punkte des Erdgeſchoſſes aus ein Ausgang auf höchſtens 
25 m Entfernung erreichbar iſt. 

Die Geſamtbreite aller Ausgänge muß auf je 100 qm im Erdgeſchoß bebauter oder 
mit Glasdächern überdeckter Grundfläche mindeſtens 0 m betragen. Kein Ansgang darf 
aber weniger als 1 m breit ſein. 

Ausgänge, die durch Treppenhäuſer hindurchführen, gelten nicht als notwendige Aus- 
gänge im Sinne der vorſtehenden Anforderungen. 

Ausgänge, die auf Höfe führen, werden als notwendige nur dann angerechnet, wenn 
die Höfe nicht weiter als 25 m von der Straße entfernt ſind und mit ihr durch feuerfeſt 
umſchloſſene Durchfahrten in Verbindung ſtehen, die ihrerſeits mindeſtens der halben Ge⸗ 
ſamtbreite der auf die Höfe führenden Ausgänge entſprechen, keinenfalls aber weniger als 
3 m breit ſein dürfen. 

Für Grundſtücke, bei denen wegen geringer Tiefe Durchfahrten nach den baupolizei⸗ 
lichen Beſtimmungen nicht erforderlich ſind, genügt ein Durchgang von der halben Breite 
der auf die Höfe führenden notwendigen Ausgänge; doch muß er mindeſtens eine Breite 
von 1,50 m haben. 

13. Von jedem Punkte des I., II. und III. Stockwerks aus muß eine Treppe von 
mindeſtens 1,50 m und höchſtens 1,80 m Laufbreite auf höchſtens 25 m Entfernung erreich- 
bar ſein. Dieſe notwendigen Treppen müſſen von den Geſchäftsräumen getrennte feuer 
ſichere Verbindungen mit der Straße haben. 

In Wänden, welche Durchgänge oder Durchfahrten nach der Straße von Geſchäfts— 
räumen trennen, dürfen feuerſichere Türen, nicht aber Schaufenſteröffnungen hergeſtellt 
werden. 

Verkaufsräume im Dachgeſchoß müſſen neben etwaigen den Verkehr mit anderen 
Geſchoſſen vermittelnden Treppen (vergl. Ziffer 5) noch beſondere, unmittelbar auf die Straße 
oder einen Hof führende, von jedem Punkte des Geſchoſſes auf höchſtens 25 m Entfernung 
erreichbare Treppen von mindeſtens 1,50 m und höchſtens „som Laufbreite haben. 
Ein Anſchluß der ſonſtigen Räume des Dachgeſchoſſes an dieſe Treppen ſoll nicht aus- 
geſchloſſen ſein. 

Treppenhäuſer ſind mit Vorrichtungen zu verſehen, welche eine wirkſame Entlüftung 
ſicher ſtellen und vom Erdgeſchoß aus bedient werden können. 

Verſchläge, gleichviel welcher Art, ſind unter Treppen nicht zuläſſig. 

14. Freitreppen im Innenraum an größeren Deckendurchbrechungen (vgl. Ziffer 7) 
bedürfen keines Abſchluſſes, werden aber bei Bemeſſung der notwendigen Treppen nicht in 
Anrechnung gebracht. 

Zwiſchentreppen müſſen feuerſicher abgeſchloſſen werden, ſind aber nach dem Dach 
AM, überhaupt nicht, nach dem Keller nur mit den in Ziffer 1 vorgeſehenen Maßgaben 
zuläſſig. 

15. Haben die zu Verkaufszwecken benutzten Geſchoſſe größeren Umfang und liegen 
über oder neben ihnen Wohnungen oder ſolche Arbeitsräume und Kontore, die nicht im 
Verkehrsbereiche des Publikums liegen, ſo müſſen dieſe Wohnungen und Räume, abgeſehen 
von den gemäß Ziffer 13 anzulegenden notwendigen Treppen, noch beſondere, mit Vertaufs⸗ 
oder Lagerräumen nicht in Verbindung ſtehende, ins Freie führende Treppen haben. Außer- 
dem bleibt dem pflichtmäßigen Ermeſſen der Polizeibehörde überlaſſen, zu fordern, daß der- 
artige Wohnungen und Räume durch feuerfeſte Wände und Decken von den dem Verkehre 
des Publikunis dienenden Räumen zu trennen ſind. 


16. Die für die Entleerung in Betracht kommenden Türen müſſen nach außen auf 
ſchlagen und leicht beweglich eingerichtet ſein. Kanten⸗ und Schubriegel find unzuläſſig; 
der Verſchluß muß von innen leicht zu öffnen ſein. 
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17. Vorhänge an den nach Treppen und Ausgängen führenden Türen ſind unzuläſſig. 
Zur Verhinderung von Zug dürfen daſelbſt Windfänge angebracht werden. Durch Tür⸗ 
flügel in geöffnetem Zuſtande darf der Verkehr in Korridoren, Treppenräumen uſw. nicht 
behindert, auch dürfen die Treppenhäuſer nicht über die freie Treppenlaufbreite hinaus be⸗ 
ſchränkt werden. 

18. Türen und ihre Verſchlüſſe müſſen ſtets leicht gangbar ſein. 

19. Ausgänge ſind als ſolche mit großer, leicht lesbarer Schrift kenntlich zu machen. 
Die nächſten Wege zu ihnen und die Breiten dieſer Wege ſind polizeilich feſtzulegen; dieſe 
Wege ſind dauernd offen zu halten und durch in die Augen fallende Richtungspfeile zu 
bezeichnen. 

20. Hinter durchbrochenen Brüſtungen von Galerien von Lichthöfen muß zur Ver⸗ 
hütung der Übertragung von Feuer von einem Geſchoß zum andern ein von der größten 
Ausladung des Brüſtungsgeſinſes ab gerechnet mindeſtens 1,0 m breiter durchgehender Raum 
von allen Gegenſtänden frei bleiben; im I. Stockwerk dürfen brennbare Gegenſtände — 
abgeſehen von ſtark verglaſten Käſten und hölzernen Auslage- oder Geſchäftstiſchen — in⸗ 
nerhalb 2,0 m Abſtand von durchbrochenen Brüſtungen oder von der größten Ausladung 
der Brüſtungsgeſimſe nicht aufgeſtellt werden. Falls die Durchbrechungen von Brüſtungen 
feuerſicher (durch Drahtglas, Eiſenblech uſw.) geſchloſſen werden, dürfen dieſe Maße auf 
0,5 bezw. 1) m eingeſchränkt werden. 

Leicht brennbare Gegenſtände dürfen an den Brüſtungen ſowie an Säulen oder Treppen⸗ 
wänden nicht derartig aufgehängt oder hinabgeführt werden, daß ſie eine Übertragung von 
Feuer ermöglichen. 


V. Beleuchtung 
a) durch Petroleum, Spiritus, Gas. 

21. Petroleum darf in Verkaufsräumen überhaupt nicht verwendet werden, in Betriebs⸗ 
und Lagerräumen nur von 40° Abel-Test an (Kaiſeröl, Salonöl). In Räumen mit beſonders 
leicht eutzündlichen Gegenſtänden iſt nur die Benutzung von ſchweren Mineralölen von über 
100° Abel-Test ſtatthaft. 

Spiritus darf nur in Kontorräumen verwendet werden. 

22. Stehlampen müſſen einen breiten und ſtandſicheren Fuß haben, dürfen aber in 
Verkaufsräumen nicht benutzt werden. 

Petroleum- und Spirituslampen dürfen nicht Baſſins aus zerbrechlichem Stoffe haben. 

Hängelampen find ſicher zu befeſtigen und von brennbaren Gegenſtänden oberhalb 
mindeſtens 1 m, unterhalb und ſeitlich mindeſtens 0,5 m entfernt zu halten. Eine geringere 
Entfernung von Gegenſtänden oberhalb von Hängelampen darf zugelaſſen werden, wenn 
155 letzteren Blaker in Größe von etwa 0,15 m im Durchmeſſer feuerſicher angebracht 
werden. 

23. Gasmeſſer dürfen nicht unter Treppen aufgeſtellt werden. 

Für größere Warenhäuſer darf gefordert werden, daß für Gasmeſſer beſondere, feuer⸗ 
feſt umſchloſſene, Licht und Luft von außen erhaltende Räume eingerichtet werden. Die 
Gasleitung muß auch außerhalb des Gebäudes leicht abſtellbar ſein. 

24. Bewegliche Gasarme ſind nicht zuläſſig. 

25. Die Beleuchtungskörper müſſen tunlichſt über den Verkehrswegen angeordnet und 
gegen Berührung mit brennbaren Gegenſtänden geſichert werden. 

Verkaufs- und Dekorationsgegenſtände an Beleuchtungskörpern aufzuhängen, iſt verboten. 


b) durch elektriſche Anlagen. 

26. Für elektriſche Einrichtungen ſind die vom Verbande deutſcher Elektrotechniker 
aufgeſtellten Vorſchriften für die Errichtung elektriſcher Starkſtromanlagen maßgebend. 

Außerdem find folgende Sonderanforderungen zu ſtellen: 

27. Elektriſche Beleuchtungskörper find tunlichſt über den Verkehrswegen anzuordnen. 
Sie dürfen ſich nicht in unmittelbarer Nähe leicht brennbarer Stoffe befinden, auch nicht 
von ſolchen Stoffen umhüllt werden. 

Glühlampen in der Nähe von entzündlichen Stoffen müſſen mit Vorrichtungen (Über⸗ 
glocken oder dergl.) verſehen ſein, welche die Berührung der Lampen mit den entzündlichen 
Stoffen verhindern. 
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28. Feſtverlegte Leitungen müſſen, ſoweit fie mit leicht entzündlichen Stoffen in Be⸗ 
rührung kommen können, bis in die Lampenträger oder in die Anſchlußdoſen vollſtändig 
durch Rohre geſchützt ſein. 

Beleuchtungskörper und andere Stromverbraucher, welche ihren Standort wechſeln, ſind 

entweder mit metallumhüllter Leitung 
oder mittels beſonders geſchützter Leitung ohne Metallmantel anzuſchließen. 

Im erſten Falle iſt das eine Ende der Metallumhüllung mit dem Metallmantel der 
Faſſung leitend zu verbinden, das andere Ende iſt an eine geerdete Leitung anzuſchließen. 

Im zweiten Falle iſt nur biegſame Leitung mit waſſerdichter Iſolierhülle zuläſſig, die 
zum Schutze gegen mechaniſche Beſchädigung mit einem Überzug aus widerſtandsfähigem 
Material (3. B. Segeltuch, Leder, Hanfſchnurumklöpplung) verſehen iſt. 

Sämtliche Schalter, Anſchlußdoſen und Sicherungen müſſen mit widerſtandsfähigen 
Schutzkäſten umgeben und an ſolchen Plätzen feſt angebracht ſein, wo eine Berührung mit 
leicht entzündlichen Stoffen ausgeſchloſſen iſt. 

29. Bogeulampen müſſen mindeſtens O,10 m im Durchmeſſer große Teller erhalten, 
die das Herabfallen glühender Kohlenteilchen ſicher verhüten; gläſerne Aſchenteller ſind 
unzuläſſig. Bei Bogenlampen mit eingeſchloſſenem Lichtbogen (Dauerbrandlampen) ſind 
beſondere Aſchenteller nicht erforderlich. 


e) Beleuchtung der Sıhanfenfer. 

30. Schaufenſter dürfen nur von der Straße her oder in der Art beleuchtet werden, 
daß zwiſchen dem zur Auslegung von Waren beſtimmten Teile des Schaufenſters und den 
Beleuchtungskörpern nebſt Leitungen eine ſtarke Glasſcheibe ſich befindet. 

Ausnahmen können bei Schaufenſtern, welche feuerſicher gegen die Innenräume abge⸗ 
ſchloſſen ſind, für elektriſche Glühlampen und deren Leitungen zugelaſſen werden; die Glüh⸗ 
lampen müſſen jedoch eine beſondere Schutzglocke erhalten und die Leitungen in Rohren 
verlegt werden; bewegliche elektriſche Leitungen innerhalb des Auslageraums ſind nicht 


zuläſſig. 
d) Votbeleuchtung. 

31. Alle Gejchäfts-, Lager⸗ und Arbeitsräume ſowie alle Treppen und Flure müſſen 
mit einer Notbeleuchtung verſehen ſein, welche vom Eintritt der Dunkelheit an in Betrieb 
ſein muß. Zur Notbeleuchtung ſind Kerzen, Pflanzenöllampen oder ſolche elektriſche Lampen, 
welche durch eine oder mehrere räumlich und elektriſch von der Hauptanlage unabhängige 
Stromquellen geſpeiſt werden, zu verwenden. Auch auf die elektriſche Notbeleuchtung finden 
die vorſtehend unter Ziff. 26 erwähnten Sicherheitsvorſchriften ſimigemäß Anwendung. Die 
von der Polizeibehörde für die Notlampen vorzuſchreibenden Plätze ſind an Ort und Stelle 
durch beſondere Marken in roter Farbe und mit fortlaufenden Nummern kenntlich zu 
machen. Außer der Notbeleuchtung müſſen alle zur Eutleerung des Hauſes beſtimmten 
Türen und Ausgänge mit roter Beleuchtung, die ebenfalls vom Eintritt der Dunkelheit ab 
in Betrieb ſein muß, verſehen ſein. 


VI. Heizung. 

32. Kachel- oder Ziegelſteinöfen müſſen in der Regel von außen oder von wenigſtens 
0,0 m tiefen, mit feuerſicheren Türen geſchloſſenen Vorgelegen aus geheizt werden. Die 
Abführung des Rauches von den Ofen zu den Schornſteinen darf nur durch gemauerte 
Kanäle erfolgen. 

33. Eiſerne Ofen ſind nur ausnahmsweiſe zuläſſig und müſſen alsdann mit arten 
unverrückbar befeſtigten Ofenſchirmen verſehen ſein. 
34. Gasöfen bedürfen, wie andere Feuerſtätten, baupolizeilicher Genehmigung; ſie 
müſſen durch unbewegliche feſte Rohre mit der Gasleitung verbunden fein; Schlauch: 
verbindungen ſind unzuläſſig. 

35. Gaskocher, Gasplätteinrichtungen uſw. müſſen tunlichſt durch feſte Rohre mit der 
Leitung verbunden ſein. 
] 36. Kanäle für Leitung heißer Luft find durchweg mit feuerſicherem Stoffe zu ums 
ſchließen und ſo anzulegen, daß ſie von Staub gereinigt werden können. 
. In Verkaufs-, Betriebs⸗ und Lagerräumen für beſonders leicht entzündliche Gegen⸗ 
ſtände ſind Heizkörper und Heizrohre gegen Berührung ſicherzuſtellen. 

37. Feuerungsanlagen ſind alljährlich vor Beginn der Heizperiode inſtandzuſetzen. 
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VII. Sicherheits-, Löſch⸗ und Rettungsvorſchriften. 

38. Treppen, Treppenpodeſte, Flure, Seiten und Zwiſchengänge müſſen dauernd von 
allen Verkehrshinderniſſen und brennbaren Gegenſtänden freigehalten werden. 

Die für das Publikum beſtimmten Gäuge des Innenraums müſſen eine raſche Ent⸗ 
leerung der einzelnen Geſchoſſe ermöglichen und tunlichſt in gerader Richtung auf die Aus- 
gänge führen. 

An den unmittelbar zu Ausgängen führenden Verkehrswegen dürfen leicht entzünd— 
liche Stoffe nicht ausliegen. 

Vor Türen und Ausgängen dürfen Verkaufstiſche oder ſonſtige, die raſche Entleerung 
beeinträchtigende Gegenſtände nicht aufgeſtellt werden. 

Saiſonartikel, d. h. Gegenſtände, die zu beſtimmten Zeiten einen beſonders großen 
Andrang des Publikums herbeizuführen pflegen, ſind tunlichſt in den unteren Geſchoſſen 
unterzubringen. 

39. Es ſind Pläne in doppelter Ausfertigung zur baupolizeilichen Genehmigung ein⸗ 
zureichen, in welche die Verkehrswege und deren Breiten (vgl. Ziffer 19) einzutragen find. 
Die Breite der für die Entleerung wichtigeren Verkehrswege wird nach der Höchſtzahl der 
zu erwartenden Beſucher einſchließlich der in Betracht kommenden Angeſtellten bemeſſen 
und darf in der Regel nicht geringer als 2,0 m fein. 

40. Verkäufliche Beleuchtungsgegenſtände, Kocheinrichtungen, Spielwaren mit Spiritus⸗ 
motoren udgl. dürfen brennend nur in beſonderen, allein dafür beſtimmten Räumen vor⸗ 
geführt werden. 

41. Rauchen iſt in den Verkaufs- und Lagerräumen ſowie in den Betriebsſtätten 
verboten. Das Rauchverbot iſt durch Anſchläge in ausreichender Zahl und Größe und mit 
deutlicher Aufſchrift bekannt zu geben. 

42. Leicht verbrennliche Abfälle, Packmaterial, Kiſten udgl. dürfen in Verkaufsräumen, 
Betriebsſtätten, Treppenhäuſern und auf Fluren und Durchgängen zur Aufbewahrung nicht 
angehäuft werden. 

43. Die Feuerlöſcheinrichtungen und die beſonderen Angriffs- und Rettungswege ſind 
nach näherer Anweiſung der Polizeibehörde auszuführen und dauernd betriebsfähig zu 
erhalten; auch iſt auf polizeiliches Erfordern ein Feuermelder anzulegen. Wird die An- 
legung eines ſolchen nicht gefordert, ſo ſind Hinweiſe auf den nächſtbelegenen Feuermelder 
an geeigneten Stellen anzubringen. 

44. Auf Erfordern iſt in größeren Warenhäuſern uſw. eine geeignete Alarmvorrichtung 
herzuſtellen. 

Jeder Angeſtellte muß über das, was er beim Ausbruch eines Feuers oder einer 
Panik ſowie beim Ertönen der Alarmvorrichtung im Intereſſe der Sicherheit zu tun hat, 
genau unterrichtet gehalten werden. 

Auf Verlangen der Polizeibehörde iſt der Unternehmer verpflichtet, für Zeiten be— 
ſonderen Andranges des Publikunis eine ausreichende, geſchulte und ausſchließlich dem 
Sicherheitsdienſte gewidmete Feuerwache zu halten.“) 

45. Es iſt Vorſorge zu treffen, daß eine Überfüllung der Verkaufsräume nicht ſtattfindet. 


VIII. Schlußbeſtimmungen. 

46. Die gegenwärtigen Beſtimmungen finden Auwendung auf alle neu zu errichten— 
den oder in beſtehenden Gebäuden neu einzurichtenden Warenhäuſer uſw. ohne jede 
Einſchränkung. 

47. Ob und inwieweit dieſe Beſtimmungen auch auf ſolche Gebäude anzuwenden ſind, 
in denen nur im Erdgeſchoß oder auch noch in dem darüber liegenden Stockwerke größere 
Mengen brennbarer Stoffe feilgehalten werden, bleibt dem pflichtmäßigen Ermeſſen der 
Polizeibehörde vorbehalten. 

48. Auf beſtehende Warenhäuſer uſw. ſind von den gegenwärtigen Beſtimmungen 
anzuwenden: 

a) vorbehaltlos: 

Die ſämtlichen Beſtimmungen der Abſchnitte V, VI und VII, ferner aus den Ab⸗ 

ſchnitten I—IV die Veſtimmungen unter Ziffer 1 Abſatz 1, den Ziffern 2—6, den Ziffern 8, 


) Der Unternehmer ſoll hierdurch nicht gehindert werden, ſich, ſtatt ſelbſt eine Feuerwache zu halten, 
Mannſchaften der Ortsfeuerwehr gegen Bezahlung zu erbitten. 
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10 und 11 und den Ziffern 17—20; doch dürfen bis auf weiteres als „feuerſicher“ ſolche 
Türen angeſehen werden, welche 
aus 25 mm ſtarken, geſpundeten Brettern von hartem Holze mit allſeitiger Bekleidung 
von 05 mm ſtarkem Eiſenblech hergeſtellt find, ſelbſttätig zufallen, in 5 em breite 
Falzen aus unverbrennlichem Bauſtoff ſchlagen und dicht ſchließen. Der Eiſenblech⸗ 
belag muß mittels durchgehender Niete oder Nägel befeſtigt ſein. 


b) mit Einſchränkungen: 
Die Beſtimmungen unter den Ziffern 7, 9 und 12— 15, und zwar: 


a) Ziffer 7 mit der Maßgabe, daß feuerfeſte Decken nur unter Wohnungen gefordert, 
daß aber auch hier feuerſichere Decken zugelaſſen werden ſollen, wenn dieſe durch 
darunter angebrachte beſondere Schutzdecken eutſprechend geſichert werden, 

6) die Ziffern 9 und 12— 15 mit der Maßgabe, daß Ausnahmen zugelaſſen werden 
dürfen, und zwar: 

zu den Ziffern 9 und 12 ſchlechthin, 

zu Ziffer 13 bezüglich der Anforderungen in Abſatz 1, 

zu Ziffer 14 bezüglich der Anforderung in Abſatz 2, 

zu Ziffer 15 dahin, daß die dort geforderten Treppen unter beſonderen Um⸗ 
ſtänden durch einen anderen geeigneten Rückzugsweg mit feuerſicherem Aus⸗ 
gang ins Freie erſetzt werden können. 


2. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Prüfung von Acetyleuapparaten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 27. November 1907. 

Der Deutſche Acetulenvereun hat einer an ihn ergangenen Auregung entſprechend 
beſchloſſen, bei der Typenprüfung von Acetylenapparaten in der Folge davon abzuſehen, 
jede einzelne Apparategröße für ſich zu prüfen; vielmehr ſoll von jedem Typ nur eine 
Größe geprüft werden unter der Vorausſetzung, daß die Abmeſſungen der nicht geprüften 
Größen in allen Einzelheiten ſchriftlich niedergelegt werden, im richtigen Größenverhältnis 
zueinander ſtehen und den Normen des Vereins entſprechen. Die Wahl der zu prüfenden 
Größe bleibt von Fall zu Fall der Vereinbarung zwiſchen dem Fabrikanten und dem 
Acetulenverein überlaſſen. Grundſätzlich ſoll jedoch nicht jedesmal gerade der kleinſte 
Apparat, ſondern ein ſolcher von mittlerer Größe geprüft werden. 

Der Preis der geſamten Prüfung für einen Apparatetyp iſt von dem Deutſchen 
Acetylenverein auf 130 Mark feſtgeſetzt worden. 

Die Prüfung der Apparatetypen liegt ſowohl im Intereſſe der Herſteller von Acetylen⸗ 
apparaten, die bei der amtlichen Abnahme hinſichtlich des Apparats keine Beanſtaudungen 
zu gewärtigen haben, als auch der Beſteller, deren Prüfungskoſten dadurch ermäßigt werden. 
Desgleichen fallen für die abnehmenden Sachverſtändigen mancherlei Schwierigkeiten weg. 
Ich lege daher großen Wert darauf, daß die Typenprüfung durch den Deutſchen Acetylen⸗ 
verein die Regel bildet. Nachdem die früheren, nicht unerheblichen Prüfungskoſten durch 
Beſchränkung auf die Prüfung einer Größe innerhalb jedes Typs, dank dem Entgegen⸗ 
kommen des Acetylenvereins, ſo erheblich ermäßigt worden ſind, erſuche ich, alle Fabrikanten 
von Acetylenapparaten in Ihrem Bezirk auf dieſen Umſtand hinzuweiſen und ihnen nahe 
zu legen, die Typenprüfung ihrer Apparate, ſoweit dies noch nicht geſchehen iſt, ſobald als 
möglich bei dem Deutſchen Acetylenverein zu beantragen. 


In Vertretung. 
III 9601. Dr. Richter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 
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Betr. Polizeiverordnung über Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Acetylen ſowie 
Lagerung von Carbid. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 19. November 1907. 

Nach § 13 des Normalentwurfs einer Polizeiverordnung über die Herſtellung, Auf⸗ 
bewahrung und Verwendung von Acetylen ſowie die Lagerung von Carbid müſſen die bei 
der Herſtellung von Acetylen verbleibenden Carbidrückſtände in gefahrloſer Weiſe beſeitigt 
werden. Dieſe Vorſchrift ſetzt als ſelbſtverſtändlich voraus, daß die Entwickler ſo eingerichtet 
ſind, daß der Schlamm bei der Entleerung frei von erheblichen Mengen unvergaſten 
Carbides iſt. Welcher Art dieſe Einrichtungen ſein müſſen, wird von der Bauart des 
Entwicklers und der Art der Zuführung des Carbides abhängen. Dem Unternehmer wird 
in der Wahl der anzuwendenden Mittel möglichſt freie Hand zu laſſen ſein. Beiſpielsweiſe 
können bei Einwurfapparaten ſowohl Rührvorrichtungen für ſich als auch in Verbindung mit 
feſten Roſten, die verhindern ſollen, daß Carbid in ſchon vergaſte Rückſtände fällt, als auch 
bewegliche Roſte angewendet werden. 

Die Ausführungsanweiſung zu der bezeichneten Polizeiverordnung vom 6. April 1906 
(HMBl. S. 169) wird daher im § 13 durch folgenden Zuſatz ergänzt: 

„Die Entwickler müſſen ſo eingerichtet ſein, daß der Schlamm bei der Entleerung frei 
von erheblichen Mengen unvergaſten Carbides iſt.“ 

Der Deutſche Acetyleuverein hat in der Ausſchußſitzung vom 6. Oktober d. J. 
beſchloſſen, in ſeinen Normen für die Herſtellung der Apparate die Ziffer 6 Abſ. 3, wonach 
die Entwickler ſo eingerichtet ſein müſſen, daß bei der Beſchickung das Carbid nicht in ſchon 
vergaſte Carbidrückſtände fällt, dementſprechend abzuändern. 

Im Auftrage. 
III 9290. Neumann. 


An den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Frankfurt a. O. 
3. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Zahl der Juuungen und Junnngsausſchüſſe in Preußen. 
In den Bezirken der preußiſchen Handwerkskammern beſtanden 
im Jult 1902 Ende 1903 Ende 1904 am 1. September 1907 


Des. eee 5 582 5 760 5 805 5 857 
Zwangsinmmgen 2181 2 295 2 364 Zu 
Summgsausihülle. - : . ... 140 154 172 233 


Es find aufgelöſt worden: 
in der Zeit bis Ende Juni 1902: 172 Zwangsinnungen, 
vom 1. Juli 1902 bis Ende 1903: 54 Zwangsinnungen, 
von Ende 1903 bis Ende 1904: 40 Zwangsinnungen und 
von Ende 1904 bis Ende Auguſt 1907: 75 Zwangsinnungen. 
An die Stelle der zuletzt erwähnten 75 Zwangsinnungen ſind 25 freie Innungen 
getreten. Die am 1. September d. J. vorhandenen Innungen und Innungsausſchüſſe ver⸗ 
teilen ſich auf die Handwerkskammerbezirke wie folgt: 


Zahl Zahl Zahl 
Handwerkskammer. der freien der Zwangs⸗ der Innungs⸗ 
Innungen. N innungen. ausſchüſſe. 


VV 336 120 6 
fr a ee 169 44 4 
r ir Be 335 1465) 16 
Da a re 537 187 17 
JJJVVCCCVTJ b 250 227 15 
„ ee 486 63 6 


J)) %³*' ] 100 17 — 


404 


rn 


a Zahl 


Handwerkskammer der freien der Zwangs⸗ der Innungs⸗ 
Innungen. innungen. ausſchüſſe. 
1 2 8 4 
Poſen. N 
Bromberg . 752 9 
Breslau . g 9 
Liegnitz c ee: 14 
Oppeln FF 4 
e e 5 
% % d NEN ee ö 5 
TV/ ˙ͤrÄò Te Fe 6 
Altona — 8 
burg —5 8 
CCC 2 
r u. 2 a he 114 95 10 
e I a 169 91 8 
ak! . 90 75 6 
Nite 8 63 37 5 
r 42 81 3 
menu 7 ee a 39 106 7 
F 69 105 35 
S., P 70 77 4 
DW 2 oe ae 37 24 3 
„ a rl ren 26 45 2 
VP GE 121 191 al 
// SE 43 27 3 
2 En. lit 21 2 
r K 40 42 2 
Fr a ee 1 — — 
Zuſammen 5 857 2537 | 233 


4. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Vermögensverwaltung der Junnugskraukenkaſſeu. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 13. November 1907. 

Die Verwaltung und Anlegung des Vermögens der Innungen erfolgt nach Vorſchrift 
des § 89a der Gewerbeordnung, während für die Vermögensverwaltung der Innungs 
Krankenkaſſen, die nach § 85 a. a. D. von dem Innungsvermögen getrennt zu geſchehen 
hat, nach § 73 des Krankenverſicherungsgeſetzes die Vorſchrift des § 40 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes maßgebend iſt. Somit iſt für die ausnahmsweiſe Anlegung zeitweilig 
verfügbarer Gelder der Innungskrankenkaſſen gemäß § 40 Abſ. 5 des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes die Genehmigung der Zentralbehörde erforderlich. 

Im Auftrage. 
III 8983. Neumann. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin W. 


